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lich die Annahme der Beſtimmung, daß die einzelnen Staaten des Bundes 
verpflichtet fein müſſen, jeden Arzt eines andern Staates zur Praxis zuzu⸗ 
laſſen und aufzunehmen, obſchon er nicht in dem betreffenden Staate die 
Prüfung abſolvirt hat. — Der Präſident erflärt, nachdem der Antrag auf 
Schluß der Debatte angenommen, die Generaldiskuſſton für geſchloſſen und 
ertheilt das Wort dem Referenten Abg. Dr. Braun (Wiesbaden). Der⸗ 
ſelbe erklart ſich mit der vom Abg. Miquel gewünſchten Abänderung in 
Nr. 3 des Alinea! einverſtanden und ſpricht dann für Aufrechthaltung des 
letzten Alinea im 8. 1 weil Niemandem durch den Unterſchied des Glau- 
bens die allgemeinen Menſchenrechte abgeſprochen werden dürften. In ein⸗ 
zelnen Orten ſei es z. B. den Iſraeliten nicht e an jedes Gewerbe zu 
betreiben, in Sachſen-Weimar und Eiſenach durften nur Vollbürger Wohn⸗ 
häuſer erwerben ꝛc., dieſe Schranken mußten fallen. In feiner Heimath 
beſtänden keine Prüfungen für Bauhandwerker, trotzdem ſtürzten die Häuſer 
nicht ein, wie in manchem Staate, wo ſolche Prüfungen gefordert würden. 
Wenngleich nun der vorliegende Entwurf noch nicht die volle Gewerbe⸗ 
freiheit bringe, ſo enthalte er gar viele wünſchenswerthe Beſtimmungen und 
empfehle er daher die Annahme deſſelben. Die Ablöfungen ſeien Sache 
der Territorial⸗Geſetzgebung. Die Gemeinde ſei um der Menſchen willen, 
nicht die Menſchen um der Gemeinde willen da. Eine Ueberlaſtung durch 
Armenunterſtützungen brauche man nicht zufürchten, wie das Beiſpieß Frank- 
reichs ergebe. 

Die Spezial-Diskuffton wird eröffnet. Abg. Graf Schwerin: Die 

Eutſchädigungen find durch die einzelnen anten ed vorzuberathen, 
die Prüfungen bei vielen abzuschaffen, bei anderen Gewerken, wo allgemeine 
Gefahr vorhanden beizubehalten, z. B. bei Bauhandwerkern. — Präſident 
Delbrück: Ich kann Alinea 1 des Kommiſſionsantrages nur fo verſtehen, 
daß es ſich auf jede Kommune des ganzen Bundesgebiets und jedes einzel⸗ 
nen Staates beziebt; nach dem 1. und 2. Alinea kann ſich jeder Bundes⸗ 
angehörige, wes Glaubens er auch ſei, im ganzen Bundesgebiet nieder⸗ 
laſſen. Die letzte Alinea könnte geſtrichen werden, wenn man dem 1. die 
Worte hinzufügt: „ohne Unterſchied des Glaubens.“ — Abg. Saltzmann 
befürwortet den Verbeſſerungsantrag der Abg. Löwe und Wigard, bleibt 
aber wegen der im Haufe herrſchenden Unruhe unverſtändlich. — (Präſtdent 
Dr. Simſon übernimmt wieder den Vorſitz) — der Reichstag würde ſich 
den Dank des Landes verdienen, wenn er die der vollen gewerblichen Frei⸗ 
zügigkeit entgegenſtehenden Hinderniſſe ſchleunig hinwegräume. — Abg. Dr. 
Michaelis: &s laſſe ſich gegen jeden Geſetzesparagraphen irgend eine Ein⸗ 
wendung machen, alſo auch gegen das vorliegende Geſetz. Man müſſe aber 
die tief eingreifende Stellung der S gegenüber den Ein⸗ 
zelſtaaten bedenken und fi dadurch abhalten laſſen, die einzelnen Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes zu weit auszudehnen. Allſeitig rd Reformen 
ſeien, wie die Erfahrung lehre, beſonders dadurch verſchoben worden, daß 
man ſie von der Erfüllung beſtimmter Bedingungen abhängig gemacht 
habe. Inzwiſchen iſt vom Abg. Graf Hompeſch das Amendement geſtellt, 
der Nr. 3 des 8. 1 hinzuzufügen: „Jedoch ohne Unterſchied des religiöfen 
Belenntwifjes und der Ortsangehörigteit“. Der Abg. v. Luck zieht die sub 
2 ſeines Antrages angeführten Zuſätze a und b und Zuſatz⸗Antrag Nr. 9 
in Folge der Erklärungen des Präſidenten des Bundeskanzleramt zurück. 
— Darauf wird der Schluß der Diskuſſion angenommen. — Der Refe⸗ 
reut Abg. Dr. Braun (Wiesbaden) erklärt, daß er die formellen Bed 

des Präfidenten des Bundeskanzler⸗Amts gegen den von der Kommi 
beantragten Schlußpaſſus zu 8. 1 des Geſetzes nicht theilen könne. — 

dent des Bundeskanzler⸗Amtes Delbrück glaubt die vom Referenten 
vorgeſchlagene Abänderung des Schlußpaſſus im Bundesratbe befürworten 
zu können. — Abg. Lasker bittet, das Alinea 3 anzunehmen, wenn auch 
die redaktionelle Faſſung deſſelben nicht ganz korrekt ſei. Dagegen könnten 
ſeine Freunde und er für das dazu geſtellte Amendement ncht ſtimmen, 
denn ſollte das im Hauſe angenommene Koalitionsgeſetz von den verbün⸗ 
deten Regierungen abgelehnt werden, ſo würde dies 6 Ge wegen des im 
Amendement enthaltenen Paſſus in Bezug auf die Gewerbefteiheit ge- 
ſchehen und würde auch dadurch das ganze vorliegende Geſetz in Frage ge⸗ 
ſtellt. — Bundes Kommiſſar Hoffmann erklärt, daß alle Regierungen 
mit der vom Präſidenten des Bundeskanzler⸗Amts abgege enen Erklärung 
einverſtanden ſeien. — Der Abg. Dr. Schleiden ſtellt jetzt folgenden An⸗ 
trag: an Stelle der Antragsworte des Alinen 3: „Insbeſondere darf keinem 
Bundes angehörigen ꝛc.“ zu ſetzen: „Keinem Bundesangegörigen darf ꝛc.“ 
— der Antrag auf Schluß der Diskuſſion über 8. 1 wird jetzt angenom- 
men. — Der Abgeordnete Graf Baſſewitz zieht ſeinen Antrag zurück auf 
Grund der vom Präſidenten des Bundeskanzler⸗Amtes abgegebenen Er⸗ 
klärung. 
. Auch der Abg. Fries zieht ſeinen Antrag zurück, da er mit dem vom 
Grafen Hompeſch geſtellten gleichen Inhalt habe. — Bei der nun folgen- 
den Abſtimmung wird der Antrag des Abg. v. Bockum Dolffs zu Ziffer I 
des Aline! I des 8. 1 angenommen, ebenjo die ganze Nr. J, ebenſo Nr. 11 
Der zu Ziffer 3 geſtellte Antrag des Grafen Hompeſch wird abgelehnt, da⸗ 
gegen die Ziffer 3 angenommen, ebenſo das 2. Alinea und auch das 
3. Alinea zugleich mit den beiden Anträgen der Abgg. von Schleiden und 
v. Bockum⸗Dolffs Nr. C. Der zu 9. 1 geſtellte Antrag des Abgeordneten 
Dr. Lowe wird abgelehnt; der ganze $. 1 wird ſodann faſt einſtimmig an« 
genommen, ebenſo 8. 2. — Zu $. 3 liegen Anträge vor vom Abg. ich» 
mann und vom Abg. Hausmann. — Der Abg. Kirchmann beſhtworte 
feinen Antrag, welcher bezwecke, die zum Theil und befonders in großen 
Städten noch beſtehenden Privilegien aufzuheben. — Bundes⸗Kommiſſar 
von Hoffmann bittet dieſe Privilegien näher bezeichnen zu wollen, da ihm 
von dem Beſtehen derſelben nichts bekannt ſei. — Abg. v. Kirchmann: 
Ihm ſei eine ſolche Verordnung dem Wortlaute nach nicht bekannt, dieſelbe 
eriftire aber und ſei als Kabinets⸗Ordre zur Zeit der abſoluten Regierung 
erlaſſen; die Polizei ftüße ſich darauf bei Ausweiſungen, es müßten des⸗ 
balb darauf gehende Beſtimmungen erlaſſen werden. — Abg. von Unruh 
(Magdeburg) jagt aus, daß dieſe Kabinels⸗Ordre im Jahre 1842 erlaſfen 
ſei; er habe fie ſelbſt geleſen. — Abg. Graf Schwerin hält den Streit für 
überflüſſig, da nach §. 12 der Kommiſſionsvorlage an keinem Orte mehr 
beſondere Geſetze zum Zweck der Ausweiſung beſtehen dürſen. — Abgeord. 
v. Kirchmann glaubt, daß die Beſtimmungen des Paragraphen nicht für 
alle Fälle ausreichend und hält daher feinen Autrag anſrecht. — Abgeord. 
Graf Schwerin hält das Amendement von Kirchmann für überſlüſſeg. — 
Abg. Ziegler: Ein überflüſſiges Geſetz iſt unnütz. Die vom Abgeord. 
von Lurup angeführte Kabinets⸗Ordre batirt vom Jahre 1842. Ein Geſeh 
von 1842 unterſagt Aufenthalt an verſchiedenen Orten. Die Regierung 
hat aus dem Worte Aufenthalt Wohnfig gemacht. Ein Geſetz, deſſen Er⸗ 
laß nothwendig iſt, iſt dies, daß jeder Beamte wegen ſeiner Verfügungen 
vor den Richterſtubl gezogen werden kann. Das Amendement Kichmann 
halte ich für nothwendig, — Abg. Lasker: An vielen Stellen mag der 
Sag paſſen, daß Ueberfluſſiges nicht aufgenommen werden ſoll und daß es 
ſchädlich fein konnte. Jede Regel aber hat eine Ausnahme und wenn es 
irgendwo eine Ausnahme giebt, ſo iſt es in Beziehung auf die Auswei⸗ 
ſungen, hier müffe man jedes Loch zuſtopfen, daß keine Uungehörigkeiten 
vorſielen, es müßten Beſtimmungen getroffen werden, daß die Behoͤrden 
ſich nicht mebr anf Privilegien oder auf eine Kabinets⸗Ordre berufen könn⸗ 
ten. Er bitte dringend um die Aunahme des Amendements Kirchmann. 
— Der Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen. — Bei der 
jegt folgenden Abſtimmung wird der Antrag des Abg. Hausmann ab- 
gelehnt; dagegen werden der Antrag des Abg. v. Kirchmann, ſowie der 
35 5 $. 8 (4), ſowie des §. 4 (5) mit großer Majorität augenommen. — 
Zu 5. 5 (ietzt 6) liegen die Anträge der Abgg. v. Luck und von Bockum⸗ 
Dolſſs vor. — Zuerſt erhält das Wort der bg. v. Bockum⸗Dolffs. Der⸗ 
ſelbe motivirt und empfiehlt ſeinen ee! bleibt aber im Einzelnen un⸗ 
verſtändlich. — Präſident v. Delbrück bittet den Antrag des Abgeordn 


Feſtung Königſtein. Die Beſatzung 
ntnommen. 
Irddentſcher Reichstag.) 25. Sitzung. 
ſtand der Tagebordnung: Bericht der 
ſetzentwurf über die Freizügigkeit, liegen 
5 der Reichstag wolle beſchließen: den 
t, dem Reichstage in feiner nächſten 
as Heimathsrecht vorzulegen. Zweitens 
tag wolle beſchließen: im $. 1 hinter 
m: das den Zünften oder Innungen zus 
ſtehende Recht, Andere Gewerbebetriebe auszuſchließen, wird 
aufgehoben; desgleichen d t, Gewerbe und Handel auf dem Lande 
zu treiben. Jeder Gewerbetrei darf Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge und 
Arbeiter jeder Art in beliebt hl halten. Hierdurch werden jedoch die 
wegen Beſchäftigung der K en Zwecken beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen nich kt. Geſellen find in der Wahl ihrer 
Meiſter unbeſchrärkt. Die len und Meiſterprüfungen bilden nicht 
mehr ein Erforderniß zur Ausübung der Handwerke. Jeder Bundes⸗An⸗ 
gehörige, der durch eine Prüfung in einem der Staaten des Bundes die 
Befugniß zur Ausübung der chen Praxis in demfelben erworben hat, 
iſt zur Ausübung dieſer Praxis zn jedem Orte des ganzen Bundesgebiets 
berechtigt: — ſodann ein ſehr langer Antrag von dem Abg. Luck, welcher 
mehrere Vorſchläge, betreffend Geſetz⸗Entwurf über die Freizügigkeit, 
enthält; ferner find noch An ugereicht worden von dem Abg. Grafen 
Baſſewitz, welcher in Al des $. 1 vor dem Worte „dauernd“ die 
Worte „zeitweilig oder“ ei t und im Alinea 2 dieſes Paragraphen 
die Worte: „oder niederla ge ichen haben will: ſodann ein Unter⸗ 
Amendement zu dem Ant g. Planck von dem Abg. Miquel, 
der nach dem Worte Heime einfügen will: „und die Verpflichtung 
der Gemeinden zur Unterfti N! 
Worte: „Landesgeſetzen“ hinzufiig 
Abg. Liebknecht; „alle bist 
mit Einführung dieſes Geſetze 
Abg. v. Bodum-Dolfis: 
ſich aufzuhalten oder niederzulg 
Präſident des Bunde 
ſtatiren zu konnen, wie Seiten, 
ierungen anerkannt jet, daß 
ndigenats innerhalb der Gren 
Geſetz bezeichnet find, auch kön 
in Bezug auf ſaͤmmtliche Aba 


beaufſichtigung nur noch 
wird der ſächſiſchen Ar 
Berlin, 21. Otto 
(Schluß.) Zu dem zwe 
VI. Kommiſſion, betreffend d 
Anträge vor von dem Abg. P. 
Herrn Bundeskanzler aufg 
Sitzungsperiode ein Gefel 
von dem Abg. Löwe: 
Nr. 3 folgenden Zuſatz 


Deutſchland. b 

Berlin, 22. Oktober. Se. Mafeſtät der König, welcher 
bereits geſtern mit dem Gefolge von Baden-Baden nach Frankfurt 
fahren, dort einen Tag verwellen und dann die Rückreiſe nach Ber⸗ 
lin fortſetzen wollte, hat die Abreiſe in Folge des geſtern Abends 
erfolgten Beſuchs der Großfürſtin Helene von Rußland auf kurze 
Zeit aufgeſchoben. 

— Dir diplomatlſchen Vorſtelungen Englands und Preußend 
in Florenz ſollen ſich auf den Rath beſchränkt haben, eine Inter- 
vention Frankreichs, wenn irgend möglich, zu vermeiden. Von einem 
engliſch - preußischen Vermittlungevorſchlag iſt hier nichts bekannt. 
Die Beſetzung des Kirchenſtaates durch franzöſtſche oder italteniſche 
Truppen wird in Folge des Sieges der päpſtlichen Truppen als für 
den Augenblick außer Frage betrachtet. 

— Die Ratifikatlon des Vertrages mit dem Könige von Han- 
nover iſt Seitens des Königs von Preußen bereits am 3. dieſes 
erfolgt, der König von Hannover ſoll den Vertrag ebenfalls in den 
letzten Tagen ratifizirt haben. 

— Die Unterzeichnung der Poſtkonvention mit Amerlka, welche 
die Taxe für den franfirten Brief von 15 Grammen auf 4 Sil- 
bergroſchen herabſetzt, wurde, nachdem Balerns Zuſtimmung einge- 
troffen, in dleſen Tagen erlaſſen und wird eventuell noch heute 
ſtattfinden. 

— Bei den Feldartillerie-Regimentern Nr. 1—8 iſt die Ein- 
ſtellung des gezogenen Vlerpfünders in die reitenden Batterien und 
bei ſämmtlichen 9 alten Feldartillerte-Regimentern die Umformung 
der bisherigen 9 Munitions-Kolonnen jedes Regiments in 5 Ar- 
tillerte- und 4 Infanterie-Munitions-Kolonnen angeordnet. 

— Am 12. d. fand in Gotha auf Anregung des Profefjors 
Petermann in Angelegenheiten der bekanntlich zuerſt in Frankfurt 
a. M. durch ven deutſchen Geograpben-Kongreß Ende Zult 1865 
aufs Tapet gebrachten deutſchen Nordpolfahrt eine Beſprechung 
ſtatt. Gutem Vernehmen der „Spen. Ztg.“ nach ſoll an den Aus- 
ſchuß des „Natlonalvereins“ ein Geſuch gerichtet werden: den Zwecken geht Redner auf die einzelnen Ar 
dieſer wiſſenſchaftlichen Erforſchungsfahrt die bei der Auflöſung zug auf das Amendement des Abg 


tten-Kollekte zu | und dieſe Zeit nicht die paſſendſte ſei, um zum Zwecke der gewerblichen 
—— u ee en Bestimmungen zu en; „ Geſetz werde zu ſeiner 


5 e 3 un di i izügigkeit einge⸗ 
— Die Kommiſſion für Vorberathung des Poſttaxgeſetzes fuhr führt ſei. In Bezug auf die er, ee e ee kei deſten 
am Sonntag Mittag 11 Uhr in der Speztaldebatte des Geſeßes fort. | einzuführen fei, habe ſich d ah dahin eutſchieden, daß der Weg 
Es wurde hierbei der Grundſatz des einheitlichen Portoſatzts mit 1 Sgr. 05 Par ö den 1 ſei. — 
und je 8 h euon 0 ; undeskanzler zu er⸗ 
4 en ſelbſt in der Faſſung des Entwurfes mit 6 Bean ſuchen, dem Reichstage eine a Gewerbe⸗Ordnung ae 
en angenommen, und ein Amendement, dahin gehend: er jetzt ſchon dahin bear u nächſten Reichstage eine auf all- 
Zuſchlagporto nur bel unfrankirten Briefen, a un 2 f gemeiner Gewerbe 9 Ordnung vo rden 
laufen, eintreten zu laſſen, abgelehnt. Die Artikel 2 bis 7 incl. | Tele. — Ser Praſtde ie fü gegen den 
wurden durchdebattirt und unverändert angenommen. — Artikel 8 ſchriebenen Redner mit und ertheilt das Wort dem Ab 
beiten Mit Vergnügen habe er die eben ausgeſprochene Zu 
gab wegen der in Anregung gebrachten Aufhebung der Landbeſtell- ſidenten des Bundeslanzleramts vernommen; es dürften aber die darauf 
ebühr Veranlaſſung zu längerer Debatte, die bei Schluß der | bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen nicht verzögert werden und daher 
ge büh N 5 0 { * 8 1 9 
Sitzung noch zu keinem beſtimmten Reſultat geführt hatte, und des- | müßten die für den einzelnen Staat geltenden Rechte auch im ganzen Bun⸗ 
15 Montag früh 8%; Uhr vertagt wurde desſtaat Geltung haben. Die freie Bewegung ſei für den Wohlſtand der 
bald auf Montag früh 8 ½ Uhr vertag Nation unerläßlich und werden Angebot und Nachfrage dadurch regulirt. 
— Heute früh nahm nun die Kommiſſion folgende Reſolutlon [Es würde aber auch die wirthſchaftliche Freizügigkeit dazu dienen, dem Be⸗ 
im Weſentlichen dahin gehend einſtimmig an: Den Herrn Bundes- | wußtſein der nationalen Zuſammengehörigkeit in Deutſchland zum Siege 
kanzler zu erſuchen, ſobald es finanziell irgend zuläſſig erſcheint, 


zu verhelfen. — Abg. v. Zehmen (für den Geſetzentwurf): Der Satz, 
auf ſucceſſive Ermäßigung der Landbeſtellgebühr für Briefe und daß die persönliche Freizügigkeit die Vaſis aller Freiheit bilde, ſtehe unbe- 
Zeitungen Bedacht zu nehmen. Zu 8. 9, Verkauf von Freimar- 


ſtritten da: mit der perſönlichen Freizügigkeit ſtehe die gewerbliche Frei- 

n zügigfeit im engften Zufammenhange und ſei beſonders für die Weber. 
ken und Franko-Couverts Seitens der Poſtanſtalten betreffend, 
wurde ein Amendement elngebracht, des Inhalts, daß auch für die 


bevölkerung das im vorliegenden Geſetz enthaltene Niederlaſſungsrecht vom 
größten Werth; er empfehle daher die Annahme des eee 
Zukunft die Poſtanſtalten Franko-Couverts bereit halten und zu 
demſelben Betrage ablaſſen ſollen, welcher durch den Franfo-Stem- 


D. Abg. Dr. Wigard: Das Vorgehen der Kommiſſion ſei nur ein halbes, 
pel bezeichnet iſt, — jedech abgelehnt — da die Kommiſſion von 


denn ſie ziehe nicht die vollen Konfequenzen und laſſe daher die Aufhebung 
der Zunftbeſchränkungen und der e unerwähnt; die dieſer 
der Anſicht ausging daß der Verkauf von Franko-Couverts nach 
und nach der Pelvat⸗Induſtrie zu überlaſſen ſel. — Die 58. 10 


Aufhebung entgegenſtehenden Schwierigkeiten ſeien gar nicht groß, und fo 
gut wie Preußen in den neuen Landestheilen dieſe Beſchränkungen aufge- 

des Geſetzes bie Schluß enthielten hierauf die Zuſtimmung der 

Kommiſſion. l 


hoben habe, könne dies auch der Bund im ganzen Gebiete thun. — Im 
Allgemeinen konne er dem Kt ao wohl beiſtimmen, er vermiſſe aber 
darin die Garantie, daß ein undesangehöriger nicht ohne Weiteres aus 
dem gewählten Aufenthaltsorte aus zewieſen werden könne, deshalb werde 

— Bei Gelegenheit der Feier des Schlachttages von Leipzig 

auf dem Johannisberg in Elberfeld wurde folgendes Telegramm 

an Se. K. H. den Kronprinzen nach Baden-Baden abgeſandt: 

„Der auf dem Jobannisberg in Elberfeld verſammelte junge Krie- 


er ein hierauf bezügliches Amendement ſtellen. — Abg. Miguel: Es 
jet richtig, daß durch Einführung der Gewerbefteit die Freizügigkeit ge- 

gerverein von 1864 — 1866 feiert heute fein erſtes Stiftungsfeſt 

mit Zuzlehung der alten Veteranen von 1813-1815 und erlau- 


boten erſcheine und wenn auch die Zünfte ſich überlebt hätten, fo bleibe 
ben ſich ſolche an Ew. K. H. zum 35. Geburtstag und am Jah- 


doch immer noch die Schwierigkeit iu Betreff der Regelung der Meiſter— 
prüfung beſtehen. Ein Grund zur Ablehnung des Geſetzes dürſte für ihn 
restag der Schlacht bei Leipzig ein donnerndes, nie in der preufi- 
ſchen Armee endenwollendes dreimaliges Hoch darzubringen; unſeren 


der ſein, daß darin die Veſtimmungen über die Heimathsbere Alien u 
über die Verpflichtung der Gemeinden zur Unterſtützung verarmter Orts⸗ 

erfurchtevollen militäriſchen Gruß an unſern allverehrten anweſen⸗ 

den König und Kriegsherrn!“ 


angehöriger fehlen. Er wolle jedoch die Erklärungen des Präſidenten des 
Bundeskanzleramtes abwarten, ehe = ein hierauf ehh en ot 
— Das vorgeftern eingebrachte Geſetz, betreffend den Bundes- 
baus halt für das Jahr 1867, beſtimmt Folgendes: §. 1. Das 


ſtelle, denn ſo lange die Armenlaſt noch Laſt der Gemeinden und nicht des 
Bundespräſidium wird für das Jahr 1867 zu den Ausgaben für 


Staates ſei, ſo lange müßten auch gleichartige Grundſätze beſtehen, wenn 
man die Freizügigkeit einführen wollte und hege er die Ueberzeugung, daß 
der Bundesrath ein Geſetz hicrüber vorlegen werde. 

Präſtdent des Bundeskanzleramtes Delbrück: Es bedürfe wohl 
feiner Verſicherung, daß es den Regierungen fern gelegen habe, die Grund: 
lagen der beſtehenden Verhältniſſe zu erſchüttern, dies geſchehe auch nicht, 
berzulaſſen, nic mehr won Geſetz die Befugniß, ſich an einem Orte 35 

ſchü au allen, nich. mehr von der Erwerbung des Bürgerrechts oder der Ge⸗ 
das Bundes kanzler-Amt, den Bundesrath und die Bundesausſchüſſe ] meinden ehörigkeit abba 9 urgerr 
bis zur Höhe von 35,275 Thlr., für den Reichstag bis zur Höhe der Votrednebagig, gemacht werde. Die Berarmung, betreffend 
von 54,488 Thlr., zuſammen 89,763 Thlr., ermächtigt. — S. 2. 
Die Mittel zur Beſtreitung dieſer Ausgaben ſind durch Belträge 
der einzelnen Bundteſtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung auf- 
zubringen. — $. 3. Ueber die Verwendung derſelben iſt von dem 
Bundeepräſtdium, dem Bundesrath und dem Reichstage zur Ent- 
laſtung Rechnung zu legen. (Das Geſetz fol in eine der nächſten 
Sitzungen durch Schlußberathung erledigt werden. Der Bericht- 


hat der Herr Vorredner echt, daß in Preußen ein in dieſer Hinſicht nicht 
aufrecht zu erhaltender Zuſtand vorhanden iſt; es ſei daher auch die Abſicht 

erſtatter Abgeordneter von Bennigſen beantragt die Genchmigung 

des Entwurfs.) 


der preußiſchen Regierung, auf dem Wege der Territorial eſetzgebung dieſem 
Zuſtande abzuhelfen und die Uebelſtände zu beſeitigen, er unabhängig 

— Einem jeden Armeekorps ſoll zukünftig aus den Reihen: 
der Stabsoffiziere des Ingenieurforps ein Sachverſtändiger für 


von dem vorliegenden Geſetze, ſich in den Verhältniſſen vorfinden. Ein 
Geſesz über das Heimathsrecht für die nächſte Se zuzuſagen, ſei er 

Milttärbauten beigegeben werden, welcher dem Stabe des betref- 

fenden General-⸗Kommandos attachirt bleibt. 


nicht in der Lage. In Vezug auf die Armenpflege erklaͤre er, daß, wenn 
ſich das Bedürſuiß derausgeſtellt haben werde, 2 Bundes rath nicht An ⸗ 

— Mit dem bevorſtebenden Abrücken der letzten preußtiſchen 
Truppen aus dem Köntgreich Sachſen, erwartet man gleichzeitig 


ſtand nehmen würde, dieſem Bedürfniß im Wege der Geſetzgebung zu ent⸗ 
eine Auflöſung der preußlſchen Kommandantur in Leipzig. Für dle 


ſprechen. — Ein Antr auf Schluß der General-Debatte wird abgelehut. 
Zukunft ſteht in Sachſen unter unmittelbarer preußiſcher Militär- 


1 


er Kraft. — Ferner ein Antrag von dem 
1 Alinea 1 zu ſagen: „an jedem Orte 


its Delbrück: Er freue ſich, kon⸗ 
»Kommiſſion und der verbündeten Re⸗ 
Entwickelung des Begriffs des Bundes⸗ 
zunächſt bleiben müſſe, welche durch das 
ir das Einverſtändniß des Bundesrathes 
rungs⸗Vorſchläge ausſprechen. Hiernach 


endements näher ein und erklärt in Be⸗ 
Löwe, daß dieſes Geſetz nicht der Art 


* werde 
Geſetzentwurf einge⸗ 
Leiſtner (gegen). 
age des Herrn Prä- 


a 
— Abg. Dr. Löwe: & wolle die Freizügigkeit mit dem Iuhalte erfüllen, 
daß Jemand nicht nur hingehen, ſon dern an Arbeit ausführen könne da, 
wo ihm jetzt noch beſchränkende Beſtimmungen entgegentreten. Auch er 
wolle die Meiſterprüfungen nicht abgeſchaſſt wiſſen. Er wolle nur, daß das 
Nichtmachen dieſer Gewerbsprifungen keinem Menſchen hinderlich ſei. 31 
Preußen habe früher die Gewerbefteiheit beſtanden und gute Früchte getra⸗ 
gen, darum ſehe er nicht ein, was jetzt der Wiedereinführung derſelben im 
Wege ſtehen ſolle. Es ſei zwar verheißen, es ſolle durch die Bundesgeſetz⸗ 
pie n ein ſolches Geſetz erlaſſen werden; da es aber nicht ſicher ſei, daß 
ies auch geſchehe, jo müſſe man zunächſt dahin wirken, daß ſchon jetzt 
eine Aenderung im Geiſte der Gewerbefreiheit eintrete. — Vice-Präſideut 
v. Bennigſen übernimmt den Vorſitz. — Darum empfehle er auch ſchließ⸗ 


von hier: 


v. Bockum⸗Dolffs abzulehnen, der ein Eingriff in die einzelnen Landes⸗ 
Geſetze in ſich ſchließe. — Abg. v. Luck bittet um Annahme ſeines Antrages, 
den Bundes⸗Kommiſſar Hoffmann bekämpft. — Abg. Graf Bethuſy⸗Hue 
befürwortet ebenfalls die Ablehnung, ebenſo der Referent, Abg. Dr. Braun, 
worauf beide Anträge abgelehnt werden. Die 88. 4 l(ietzt 5) bis 10 (jetzt 
11) werden in der Faſſung der Kommiſſion angenommen. Zu $. 11 liegt 
ein Amendement des Abgeordneten Liebknecht vor, das Ausweiſungsrecht 
zu beſchränken, das derſelbe zu dem Antrage des Abgeordneten von Kirch⸗ 
mann geſtellt hat. Der Antragſteller befürwortet ſeinen Antrag, während 
der Abg. Frhr. v. Rabenau ihn abzulehnen bittet. 
Der Antrag Liebknecht wird ſodann abgelehnt (dafür die Linke) 
Ebenſo wird der Zuſatz⸗ 


dagegen der Kommiſſionsantrag angenommen. 


Paragraph des Abg. v. Bethmann⸗Hollweg nach kurzer Befürwortung 


des Antragſtellers angenommen Von der Kommiſſion waren außerdem 
noch die nachfolgenden Reſolutionen beantragt. I. Der Reichstag wolle 
e 1 a) dem Herrn Bundeskanzler zur Erwägung anheimzuſtellen, 
wie der Uebelſtand der doppelten Perſonalbeſteuerung ſolcher Bundesange⸗ 
hörigen beſeitigt werde, welche in einem anderen, Bundeslande wohnen, als 
dem, worin. fie ſtaatsangehörig ſind; b) die Petition von Warburg und 
Genoſſen dem Herrn Bundeskanzler als Material zur Beurtheilung dieſer 


N Wa zu überweijen; 2. durch dieſen Beſchluß die Petition der Herren von 


arburg und Genofjen für erledigt zu erklären. II. Der Reichstag wolle 
beſchließen, den Herrn Bundeskanzler aufzufordern, dem nächſten Reichstag 


eine allgemeine, auf dem Prinzip der Gewerbefreiheit gegründete Gewerbe⸗ 
n den norddeutſchen Bund vorzulegen. Dieſelben wurden mit 


großer Majorität angenommen, ebenſowie der Antrag des Abg. Planck 
nebſt ſeinem Unter⸗Amendement Miquel, durch welchen die Vorlage eines 
Geſetzes über das Heimathsrecht und die Verpflichtung der Gemeinden zur 
Unterſtützung, reſp. 1 Al ern nicht einheimiſcher rtsangehöriger vers 
langt wird. Au die Eingangsworte und die eberſchrift des Geſetzes 
werden genehmigt. — Der 2 Vertagung geſtellte Antrag findet die Zu⸗ 
ſlimmung des Hauſes. Die nächſte Sitzung wird auf Dienſtag Vormittag 
10 Uhr anberaumt. Auf der Tagesordnung derſelben ſteht: 1. Schluß⸗ 
Abſtimmung über das Freizügigkeitsgeſetz; 2. die Erledigung der heutigen 
Tagesordnung, d. h. Schlußberathung über die von Preußen abgeſchloſſenen 
Konventionen mit verſchiedenen deutſchen Staaten des norddeutſchen Bundes, 
über die Höhe der Beiträge zur Beſtreitung des Aufwandes für das Bun⸗ 
desheer und 3. Vorberathung im Plenum über die Marine⸗Anleihe. Schluß 


der Sitzung 4 Uhr 40 Minuten. 
Köln, 20. Oktober. Man ſchreibt dem „Frankf. Journ.“ 
Die Unterhaltung dreht ſich faſt ausſchließlich um ein 


von unſerm Erzbiſchof an die Dechanten der Diögeje erlaſſenes 


Schreiben, welchem eine an das Staaisminiſterium gerichtete Peti- 


tion beigelegt iſt und von den Pfarrern den Pfarrkindern zur 
Unterzeichnung empfohlen werden ſoll. Die Petition bezweckt Ber- 
minderung dis Branntweingenuſſes und ſchlägt vor, die Brannt- 
weinſteuer erheblich zu erhöhen, die Gewerbeſteuer für die Schank⸗ 
wirthſchaften auf 100 bis 150 Thaler feſtzuſtellen, Kaufleuten, 
Bäckern und dergleichen die Schankwirthſchaft zu verbieten, dle Zahl 
der Wirthſchaften nach der Seelenzahl der Bevölkerung zu nor- 
miren, den Wirthen die Konzeſſion zu entziehen, welche an ange⸗ 
trunkene Perſonen Branntwein abgeben und vergl.: die Braumalz⸗ 
feuer zu ermäßigen und dle Gewerbeſteuer für Bier, Kaffee- u. ſ. w. 
Wurtbſchaften bedeutend berabzuſetzen. 

i Frankfurt a. M., 20. Oktober. Der Ausſchuß des 
Natlonalvereins veröffentlicht Folgendes: „Einladung zur General- 
Verſammlung des deutſchen Nationalvereind, Die bereits früher 
angekündigte General Verſammlung des Natlonalvereins ſoll am 
Montag, den 11. November, Vormittags 10 Uhr, in Kaſſel ſtatt⸗ 
finden. Tagesordnung: 1. Geſchäftlicher Bericht. 2. Verfügung 
über Flottengelder. 3. Antrag des Ausſchuſſes auf Auflöſung des 
Natlonalvereins. 4. Verwendung des Vereinsvermögens. Anträge 
zur Tagesordnung wird gebeten längſtens bis zum 4. November an 


den Unterzeichneten (Gr. Eſchenheimergaſſe 45) einſenden zu wollen. 
Alles Uebrige bleibt den 


Verſammlungsort iſt der Stadtbauſaal. 
Bekanntmachungen des Lokal-Comité'e vorbehalten.“ 
Huſum, 18. Oktober. 
Abend zu der heutigen Feſtlichkelt bier eingetroffen; ebenſo heute 
der Hr. Präſident v. Zedlitz, viele Ehrengäſte, ehemalige Schüler 
des Gymnaſiums und Deputationen. 
flaggt. Eine Deputation iſt aus Flensburg zur Begrüßung des 
General v. Manteuffel bierher gekommen. Die Stadt Hadersleben 
hat den General zum Ehrenbürger erannt und demſelben den be⸗ 
treffenden Bürgerbrief bier überreichen laſſen. — Die feierliche 
Einweihung des hieſigen Gymnaſtums iſt unter großer Theilnabme 
der Bevölkerung vor ſich gegangen. General v. Manteuffel, Behr. 
v. Zedlitz, Regierungs⸗Rath Rathjen, ſowie viele frühere Schüler 
wohnten der Heierlichkelt bel. 

München, 21. Oktober. (Prlv.-Dep. d. Berl. B.-Ztg.) 
Fürſt Hohenlohe erklärte heute im Abgeordnctenhauſe bet der Ver⸗ 
handlung über den Zollvereinsvertrag, Preußen habe auf den letz⸗ 
ten Berliner Konferenzen beſtimmt ausgeſprochen, es werde feinen 
anderen Zollvereinsvertrag eingeben, als auf den von Preußen vor⸗ 
geſchlagenen Grundlagen; wollten die ſüddeutſchen Staaten dieſe 
nicht, jo möchten fie für ſich einen eigenen Zollverein bilden, Preu- 
ßen werde mit dieſem freundſchaftliche Beziehungen gern unterhal⸗ 
ten. Vor dieſer Alternative ſtehend, müſſe Balern ſich ſagen, daß 
die Vortheile des neuen Zollvereins doch größer, als die Opfer, 
welche er auferlege. Wollte es austreten, ſo müßte es entweder 
mit Baden und Würtemberg einen Zollverein gründen, was bieje 
ſchon abgelehnt hätten, oder iſolirt ſtehen. Im letzteren Fall kämen 
die Zollſchranken viel zu theuer, eine Freihandelspolitik aber würde 
Baiern tuiniren. Die Beſorgniſſe politiſcher Art, die an den neuen 
Vertrag geknüpft worden, ſeien übertrieben. Die Zollparlaments⸗ 
kompetenz jet ſtreng begrenzt, eine Erweiterung ohne Baerns Wil- 
len unmöglich. Was die Zukunft bringe, dafür könne man freilich 
nicht einſtehen; je nachdem ſie ſich geſtalte, werde er ſein Programm 
vielleſcht modlfiziren. — Der Abgeordnete Barth erklärt Namens 
der Hortſchrittspartei, welche den Eintritt in den Nordbund anſtrebt, 
daß fie Hohenlohe's Politik nicht bekämpfe, wenn ihr dieſelbe auch 
nicht weit genug gehe. — Der Schluß der Debatte erfolgt morgen. 


g Ausland. 

Wien, 21. Oktober. Die Abreiſe des Kaiſers nach Paris 
iſt heute Vormittags 10 Uhr erfolgt. Der Kalſer und das ger 
ſammte Gefolge waren in Civllkleidern. Vor der Reife ſpendete 
der Kalſer 4000 Gulden an die Amen Wiens. Die Erzherzoge 
Ludwig Viktor und Carl Ludwig begleiten den Kalſer nach Paris. 

Paris, 21. Oktober. ‚Heute, Morgen bat ein Minifter- 
konſell und eine Sitzung des geheimen Raths zu St. Cloud ftatt- 
gefunden, Auf dem Boulevard wurde die Rente zu 66, 95 bei 
ſehr beuntruhigter Stimmung gehandelt. 

— „Patrſe“ ſchreibt: Um 2 Uhr Mittags war die Lage noch 
nicht geklärt, das entſcheldende Wort noch nicht geſprochen. Seit 
geſtern hat die Situation von Stunde zu Stunde gewechſelt, ohne 
jedoch an den Entſchlleßungen der Regierung etwas zu ändern. 


Gründe, welche eine Auflöſung rforderli 
gemacht, wies auf bie ett n. B uh r Ane en 
Parteien bin, die zu eben jo energſſch uftreten aufforderten und 


General v. Manteuffel ift geſtern 


Die Stadt hat feſtlich ge⸗ 


5 


Die Vorbereitungen für die Expebition haben die ganze Nacht über 
gedauert und die Abfahrt der Flotte kann jeden Augenblick ſtatt⸗ 
ſinden. — Die Nachrichten aus Florenz melden, daß dle Demiſſton 
Rattazzi's angenommen und General Eialdint telegraphiſch nach der 
Haupiſtadt berufen if. ö 
brea zum Könlge gerufen und halte mit dieſem eine lange Kon- 
ferenz, deren Reſultat unbekannt iſt. Die Uebernahme der Kabi⸗ 
netsleitung durch einen dieſer Generale würde als eine Rückkehr 
zu den Anſchauungen Frankerſchs zu betrachten ſein. Cialdini würde 
die Leitung der antirevolutionären Maßregeln in die Hand nehmen. 
Man glaubt, daß, wenn Cialdini die Kabinetsleitung übernimmt, 
in denjenigen Städten, welche die Revolutlonspartei oſtenſibler 
Weiſe zu Mittelpunkten ihrer Aktlon gemacht hat, der Belagerunge 
zuſtand erklärt werden wird. Ritter Nigra, welcher nicht nach Flo⸗ 
renz abgereiſt iſt, hat im Laufe des Vormittags darüber Andeu- 
tungen gegeben, daß den Reklamationen Frankreichs volle Genug ⸗ 
thuung zu Theil werden werde. — „( 
nahme der Demiſſion Rattagzt's, hält aber die Frage uoch für 


In Erwartung feiner iſt General Dena- 


— „Etendard“ beſtätigt die An⸗ 
unentſchleden, ob ein Miniſtertum aus der Linken oder ein Mini- 
ſterlum mit Claldint an der Splze gebildet werden ſolle. 

— Wie in diplomaliſchen Kreſſen verſichert wird, hat König 
Viktor Emanuel die Neubildung des Kabinets durch General Cial- 
dint angenommen und Frankreich der italienlihen Regierung eine 
fernere Friſt für die Zuſammenſetzung des neuen Minlſterlums be- 
willigt. In Folge deſſen iſt die Abfahrt der franzoſiſchen Truppen 
aus Toulon aufgeſchoben worden. 

— Garibaldi iſt in der That von Caprera verſchwunden. — 
Nigra hat nicht, wie fälſchlich gemeldet wurde, Paris verlaſſen und 
läßt völliges Eingehen auf die ftanzöſiſchen Forderungen durch⸗ 
blicken. — Die franzöſiſche Flotte halte während des geftrigen Tages 
alle ihre Vorbereitungen. getroffen. Alle Truppen find eingeſchifft. 
— Prinz Napoleon ſoll ſich ganz den Anſichten der Regierung an- 
geſchloſſen baben. 8 ’ 

London, 19. Oktober. Der Prinz und die Prinzeſſin von 
Wales find heute Mittag im beſten Wohlſein in Gravesend ge⸗ 
landet, von wo ſie zu Wagen nach der Hauptſtadt fuhren. Als 
Beweis, daß Wiesbaden der Prinzeſſin wohlgethan hat, mag be⸗ 
merkt ſein, daß ſie im Stande war, den Weg vom Landungsplatze 
zum Wagen zu Fuß zurückzulegen. Die angeſammelte Menge be⸗ 
grüßte die Ankommenden am Themſeufer in Gravesend mit lebhaf⸗ 
tem Zuruf. 5 

Riga, 21. Ottober. Die „Rigaer Zeitung“ meldet an der 
Spitze ihres Blattes, daß es ihr unterſagt ſei, fortan ſich mit der 
altruſſiſchen Preſſe in eine Polemik, betreffend die Verhältniſſe der 
Oſtſeeprovinzen, einzulafjen. 


3 Pommern. 

Stettin, 22. Ottober. Geſtern Abend 8 Uhr fand im 
„Hotel de Pruſſe“ unter dem Borfipe des Appellationsgerichts⸗Präſi⸗ 
denten v. Brauchltſch die Verſammlung des konſervatlven Vereins 
ftatt, um über die nächſte Wahl zu berathen. Etwa 80 Mitglieder 


hatten fi eingefunden. Der Vorſſtzende entwickelte zunächſt die 
g des Abgeordnetenhan 


erörterte demnächſt die Frage, wen die Partei zum Abgeordneten 
wählen wolle. Den Kandidaten der National-Liberalen, Herrn 
Lasker, könne er nicht empfehlen, da er in den inneren wichtigen 
Fragen zu ſehr von der Regierung abweiche, er ſchlage daher vor, 
bel dem Kandidaten für die letzten Reichstagswahlen, Hrn. Handels- 
miniſter Grafen von Ipenplig, zu verbleiben, dem auch viele Alt- 
liberale wie Kaufleute ihre Stimme geben würden. Herr Seller 
meiſter Brehmer befürwortete die Unterſtützung des Herrn Lasker, 
um nicht der Fortſchrittspartei zum Siege zu verhelfen. Herr 
Graßmann bob hervor, daß es ſich empfehlen möchte, ein Comité 
zu ernennen und durch Beſprechung mit Herrn Lasker feſtzuſtellen, 
welche Stellung dieſer zu den wichtlgſten Fragen einnehme. Man 
könne nicht verkennen, daß viele Mitglieder der national⸗ liberalen 
Partei in der letzten Zeit in Folge der großen Ereignifje eine 
weſentlich andere Stellung eingenommen und den Verhältniſſen 
Rechnung getragen hätten. Auch Herr Lasker ſei in der letzten 
Seſſton ganz anders aufgetreten, als in den früheren. Vielleicht 
jet es möglich, ihm die Stimme zu geben. Allein könne die kon- 
ſervative Partei, die nur über 2000 unter 9000 Stimmen ver- 
füge, nichts ausrichten. Die Verſammlung glaubte hierauf nicht 
eingehen zu können, ebenſo lehnte ſie den Vorſchlag des Herrn 
Graßmann ab, ein Wahleomité zu ernennen, um vie Wahl ener- 
giſch zu betreiben. Die Kandidatur des Grafen v. Itzenplitz ward ein- 
flimmig angenommen, Für die einzelnen Wahlbezirke wurden demnächſt 
Vertrauensmänner ernannt, welche im Laufe der Woche Vorwahlen 
für die Wahlmänner veranftalten ſollen. Die Redaktion erlaubt 
ſich ganz ergebenſt nachträglich zu bemerken, daß der Graf v. Itzen⸗ 
plitz bereits Mitglied des Herrenhauſes aus dem Grafen⸗Verbande 
iſt und daher nicht gleichzeitig Mitglied des Abgeordnetenhauſes 
ſein kann, es wird deshalb ein anderer Kandidat aufgeſtellt werden 
müſſen. 

— Wegen plötzlicher Erkrankung des Fräultlus Koudelka 
tann die Aufführung der „Hugenotten“ heute Abend nicht ſtatt⸗ 
finden. Dafür wird der „Frelſchütz“ gegeben. 

— Die Leiſtungen des ſeit dem April d. J. hier beſtehenden 
Abfuhr⸗Juſtituts „Ceres“ finden bei dem Publilum mehr und mehr 
Anklang und werden faſt täglich neue Abfuhrverträge abgeſchloſſen. 
Die Geſellſchaft hat bereits ſieben Tonnen - und ſechs Kaſtenwagen 
(mit 21 Pferden) in Betrieb und werden augenblicklich noch mehrere 
neue Wagen gebaut, um allen Anforderungen des Publikums prompt 
zu genügen. ö 

— Geſtern wurde der bereite mehrfach beſtrafte Burſche 
Flebelkorn beim Diebſtahl der Lavenkaſſe im Bon'ſchen Geſchäft 
am neuen Markt ertappt und der Polizei überliefert. — Aus einem 
Verkaufslokal im Budenhauſe it geſtern ein neues Kleid, vom 
verſchloſſenen Boden des Haufes Breiteſtr. 51 find vorgeſtern 
Abend mehrere Wäſche- und Rleidungsſtücke geſtohlen. Der Dieb 
nahm außerdem auch gleichzeitig vas Vor hängeſchloß nebſt Schlüſſel mit. 

— Durch längere Erfahrung hat es ſich herausgeſtellt, daß 
die Behufs Reviſion und Feſiſtellung der Arzeneitaxe in Gemäß 
heit der früberen Verfügungen im Laufe des Monats September 
einzutelchenden Preiscourante der Drogueriehandlungen inſofern zu 


ihrem Zweck nicht benußbar ſind, als dieſelben von der Königlichen 


Reglerung in der Regel nur aus der erſten Hälfte des Jahres 
und zwar böchſtens bis zum Juli haben beſchafft werden können. 
Da aber für die erſt im November jeden Jahres ſtattfindende Be⸗ 
rechnung der Arzeneltaxe des nächſten Jahres nur diejenigen Prels⸗ 
veränderungen von Werth find, welche im Spätherbſt eintreten, ſo 
hat der Mlaiſter der Medizinalangelegenheiten, v. Mühler, die 
techniſche Kommiſſton für pharmaceutiſche Angelegenheiten beauf- 
tragt, für die Beſchaffung der Preiscourante der renommirteſten 
Droguenhandlungen auf direktem Wege ſelbſt Sorge zu tragen 
und daher die Königliche Regierung von der ferneren Einſendung 
der qu. Preisliſten entbunden. 

Stargard, 21. Ottober. Wie wir vernehmen, if der 
bisherige Chorführer im 2. pommerſchen Grenadler-Regiment (Kol- 
berg) Nr. 9 Herr Rothbarth Kapellmeifter des 8. pommerſchen In⸗ 
fanterle-Regiments Nr. 61 geworden. — In unſerer Gegend wer- 
den bedeutende Quantitäten Kartoffeln für Oſtpreußen aufgekauft. 
Die Gutsbefiger erhalten im Haufe pro Wiſpel 20 Thlr. 


ENT. . 
— Ein toller windel iſt jüngſt in London paſſirt. Ein 
dortiger Schneider beſaß eine Tochter, welche längere 2 an der 
Schwindſucht litt, jo daß ihrer Auflöjung mit Beſtimmtheit entge⸗ 
gengeſeden wurde. Endlich ſtarb fie und wurde mit Blumen be⸗ 
kränzt und wie eine Braut geſchmückt in den Sarg gelegt und zu 
Grabe getragen. Da eines Abends ſitzt die Schneiderfamilie bel 
Tiſch, und noch fließen Thränen über den Tod der jo früh dahin 
Geſchledenen, als ſich plötzlich die Thür öffnet und bie Verſtorbene 
leibhaftig eintrat. Nach ihrer Angabe kam ſie direft aus dem 
Jenſelts, und beglaubigte ihre Ausſage auch durch genaue Erzäh⸗ 
lung ihres Verkehrs mit Wellington, dem Prinzen Albert u. ſ. w., 
ſowle durch anderweite höchſt intereſſante Auſſchlüſſe. Bald ver- 
breitete ſich die Kunde von der Reſurrektion der Abgeſchiedenen, 
und is dauerte auch nicht lange, bis ſich das Publikum drängte, 
jene Wundergeſtalt zu beſichtigen, um Aufklarung über das zukünf⸗ 
tige Leben zu erhalten. Der Schneider, welcher dies Miraculum 
indeſſen auszubeuten beabſichtigte, erhob von jedem Wifjensbegieri- 
gen einen Shilling, wodurch er in kurzer Zeit mehr verdiente, als 
feine Nadel in Dezennien zu ſchaffen vermochte. Als jedoch die 
Geſchichte immer größere Dimenfionen annahm, ja ſogar einige 
Nankee's aus [Amerika binübergekommen waren, um mit eigenen 
Augen die Wiederauferſtandene zu ſchauen und ſich von Petrus 
erzählen zu laſſen, hielt es die Polizei. für Zeit zum Elnſchreiten 
und, was auch vorher anzunehmen geweſen: die ganze Sache ent⸗ 
puppte ſich als ein ausgeſuchter Schwindel, wobei ſich denn auch 
herausſtellte, daß ſich das Mädchen, die 3 Monate, während wel- 
cher es im Sarge gelegen haben ſollte, in einem verrufenen Hauſe 
aufgehalten hatte. Jedenfalls iſt die Betrügerin nur deshalb aus 
dem Jenſeits gekommen, um ins Zuchthaus zu wandern. 

— Die Eigenthümer des engliſchen Schiffes Dolphin, das 
von Shoreham in der Grafſchaft Suſſex nach Konſtantinopel ab- 
gegangen war, haben eine ſchlimme Nachricht erhalten. Der Dol- 
pbin „ei, in 15 Ran af 2 September im Marmarameere 
auf den franzöſiſchen Dampfer Bre ( und dur. 

Atome ſechs Buß. weit, BR der N . —— 
von 280 Tonnen und der Brefil ein Eiſendampfer von 1700 Ton- 
nen war. Letzterer ſank faſt augenblicklich und 16 ſeiner Leute 
kamen in den Wellen um; die übrigen wurden von der Mannſchaft 
der Barke, die ſelbſt nur einen Matroſen verlor, gerettet. Die 
franzöſiſche Geſellſchaft, deren Eigenthum der zu Grunde gegangene 
Dampfer war, erheben gegen die Beſitzer des Dolphin eine Ent- 
ſchädigungsklage von 32,000 L.; dieſe beſtreiten aber die Forde- 
rung und verlangen eine gerichtliche Unterſuchung, welchem Schiffe 
die Schuld an dem Unglücke zuzuſchleben ſei. 


8 ie a 
erlin. Am 21. Oktober c. wurden an lachtvieh i 
PIE, Bw We nd e n 
An Rindvieh 1164 Stück excl, des alten Beſtandes. Das beuti 
Geſchäft ſtellte ſich ſaſt eben jo gedrückt als ehen eg dar, beſte — 
konnte nur 16—17. mittel 12-14, ord. 8-10 9% pro 100 Pfd. Fleiſch 
gewicht erzielen. Die Beſtände wurden nicht aufgeräumt. 
An Schweinen 3499 Stück. Der Handel war ſehr flau und ſchlep⸗ 
pend, ſelbſt beſte feine Kernwagre konnte uur 15, auch 17 & erzielen. und 
rs it Re un verkauft. 
n Schafvieh tück, wofür di i iſe ! 

pro Na 3 als 3 Woch. fee e 
n ern tück. Di i r 

de gere Je ie Preiſe waren bedeutend gedrückter als 


Er x Ne 

Swinemünde, 12. Oktober, Nachmittags. Angekomm Schiffe: 
Johann Karl, Eitzen von Hamburg. Danemark, Bohe von Kiel — 7 
SW. Revier 14% F. Strom ausgehend. 


8 8 Wanner 

Stettin, 22. Oktober. itterung: ſchön. 

e g: ſchoͤn. Temperatur 4 12 » R. 
An der Börſe. 


Weizen niedriger, loco per 2125 Pfd. gelber 92 101 9 bez., 83- 
bis 85pfd. gelber Oktober 1001,, 99% eh * u. Br., hen snember 
96 l bez. u. Br., Frühjahr 931%, 93 , bez, u. Gd. 

_ Roggen niedriger, pr. 2000 Pfd. loco 68½ 74 % bez, feiner 
geftern noch 75 % bez., Oktober 74, 73% Kg bez, Oktober-November 
71½½71 * bez, November» Dezember 69%, 6 bez., Frühjahr 688%, 
r — 

erſte, loco per 1750 Pfd. Oderbruch 53—54 7% bez., ſchleſiſche 
54½—55½ , bez., mähriſche 5556.74 Bei. 3 ſchleſich 
105 % a pr. 1300 Pfd. 34/35 ½ 4 bez., 47—S0pfd. Brühe 
jahr 34 ½ ez. 
NRappkuchen hieſige lauge 2 &, frei Bahn 2 4 8 d 
Ladung ſchleſ. runde 2 en Ber n 
Nabel matt, loco 11% r., Oktober 114; bez. u. Br. 
Ottober⸗November 119 % Br. April. Mai 11% 25 15 11 8 
a Erle — ae Faß 21 nominell, Oktober 20%,, 21 
; ez ber⸗November 19%, ½ & t 
Frühlahr 8 Ar u 155 a} 9 11 Ya u bez., Br. u. Gd., 
Angemeldet, ſpl. Wei 2 
8 DR 17 7 Spiritus. eizen, 50 Wſpl, Roggen, 1000 Centner 
egulirungspreiſe: i „ 1 ; 
Spiruns 20. gspreiſe: Weizen 100, Roggen 73%, Rüböl 117, 
Hamburg, 21. Oktober. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
En verkäuflich, auf Termine rapide weichend. Weizen un, Oftober 
164 2 netto 169 Bankothlr. Br., 168 Ge, pr. Oktober November 

64 Br. u. Gd. Roggen pr. Sttober 5000 Pfd. Brutto 125 B. 124 
Gd., pr. Oktober-November 123 Br., 122 Gd. Hafer ruhig. Spiritus 
matt, zu 51 angeboten. Rugel fülle; loc 25 per Oktober 2476, per 
Mai 25½. Kaffee ruhig. Zink feſt, aber geſchäftslos. 

London, 21. Oftober. Getreidemarkt. J. Schlußbericht) Zufuhren 
nt Montag: Weizen 22,119, Gerſte 12,181, Hafer 5,709 


